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Präambel
Der Aufsichtsrat der INDUS Holding Aktiengesellschaft 

(im Folgenden „INDUS“ und die „Gesellschaft“) hat im 

März 2025 beschlossen, das System zur Vergütung der Vor-

standsmitglieder, das zuletzt von der ordentlichen Haupt-

versammlung am 26. Mai 2021 gebilligt wurde, weiterzu-

entwickeln.

Wesentliche Änderungen betreffen dabei die Verein-

fachung der Ziel-Parameter sowohl der kurzfristigen als 

auch der langfristigen variablen Vergütung, die Etablierung 

von Share Ownership Guidelines (SOGs),  die Einfüh-

rung von  sog. Clawback-Klauseln in den Dienstverträgen, 

eine Weiterentwicklung der Maximalvergütung sowie die 

Beschreibung der gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit 

einer vorübergehenden Abweichung vom Vergütungssys-

tem nach § 87a Abs. 2 S. 2 AktG.

Die vorgeschlagenen Anpassungen entsprechen den Vorga-

ben des Aktiengesetzes und des Deutsche Corporate Gover-

nance Kodex (DCGK) in der Fassung vom 28. April 2022.

Das angepasste Vergütungssystem ermöglicht es 

dem Aufsichtsrat, qualifizierte Vorstandsmitglieder für die 

Gesellschaft zu gewinnen und zu halten, flexibel auf orga-

nisatorische Veränderungen zu reagieren und auch außer-

gewöhnlichen Entwicklungen in angemessenem Rahmen 

Rechnung zu tragen. Das angepasste Vergütungssystem 

bildet ab dem Tag der Hauptversammlung, der dieses ange-

passte Vergütungssystem zur Billigung vorgelegt wurde, die 

Grundlage für den Abschluss neuer Dienstverträge mit Vor-

standsmitgliedern der Gesellschaft. Zu diesem Zeitpunkt 

bereits bestehende Dienstverträge blieben hiervon zunächst 

unberührt.

I.	 Weiterentwicklung des 
Vergütungssystems für die 
Mitglieder des Vorstands 
der INDUS Holding AG

Das Jahr 2025 ist der Startpunkt für Implementierung und 

Kommunikation der Wachstumsstrategie EMPOWERING 

MITTELSTAND. Nach der Neuausrichtung des Portfolios 

durch den Rückzug aus der automobilen Serienzulieferung 

wurden mit der neuen Segmentstruktur und dem Aufbau 

des Segmentmanagements bereits wichtige Weichen für die 

Zukunft gestellt. EMPOWERING MITTELSTAND schafft 

nun eine klare Wachstumsperspektive bis zum Jahr 2030. 

Um das zu erreichen, haben wir drei Kernhebel definiert: 

Internationalisierung, Akquisitionen, Technikkompetenz. 

Das weitere Wachstum im Rahmen von EMPOWERING 

MITTELSTAND wird dabei besonders getrieben durch ein 

ehrgeiziges Akquisitionsprogramm.

Dies geht damit einher, dass die Kennzahl adj. EBITA 

das EBIT als wesentliche Ergebniskennzahl in der opera-

tiven Steuerung von INDUS abgelöst hat. Diese Verände-

rung wird im Vergütungssystem berücksichtigt, indem die 

Kennzahlen EBIT im Short Term Incentive (STI) und EBIT-

Marge im Long Term Incentive (LTI) durch das adj. EBITA 

bzw. die adj. EBITA-Marge ersetzt werden. Darüber hinaus 

legt INDUS in der Steuerung einen starken Fokus auf den 

Free Cashflow, der deshalb nun zusätzlich als Ziel im STI 

berücksichtigt wird. Ein weiteres wesentliches Element der 

Strategie von INDUS ist eine stärkere Steuerung und Ent-

wicklung der Segmente durch die segmentverantwortlichen 

Vorstandsmitglieder. Dies wird im neuen Vergütungssys-

tem dadurch abgebildet, dass die Vergütung der segmentver-

antwortlichen Vorstandsmitglieder im STI zukünftig neben 

dem adj. EBITA des Konzerns auch am adj. EBITA des jewei-

ligen Segments bemessen wird. 

Darüber hinaus wird der Aktienbezug des Vergü-

tungssystems durch die Einführung von Share Owner-

ship Guidelines (SOG) gestärkt. In diesem Zusammen-

hang sollen die Leistungskriterien im LTI stärker auf die 
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INDUS-Strategie sowie die operative Performance abstellen. 

Diese spiegelt sich langfristig auch im Wert der Gesellschaft 

wider. Aus diesem Grund entfällt das Leistungskriterium 

relativer Total Shareholder Return (rTSR). Somit wird ein 

Beitrag zur Reduktion der Komplexität des Vergütungssys-

tems geleistet. Zuletzt wird im Einklang mit der gängigen 

Marktpraxis die Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder 

angehoben.

Die nachfolgende Darstellung zeigt die wesentlichen 

Änderungen im neuen Vergütungssystem der INDUS 

Holding AG1: 

WESENTLICHE ÄNDERUNGEN DES VERGÜTUNGSSYSTEMS

Bisherige Ausgestaltung Anpassung Hintergrund

Leistungskriterium
adj. EBITA im STI (60 %)
Bisher wurde das EBIT 
im STI mit 80 % berücksichtigt

	— Anpassung von EBIT auf adj. EBITA entsprechend der weiter
entwickelten Strategie und Steuerung von INDUS sowie 
Reduktion der Gewichtung von 80 % auf 60 % des STI
	— Bemessung von CEO und CFO am adj. EBITA der Holding, 
Bemessung für die segmentverantwortlichen Vorstands
mitglieder zu je 30 % am adj. EBITA der Holding 
sowie am adj. EBITA des verantworteten Segments

	— Absenken der Gewichtung des ergebnisbezogenen Ziels 
zugunsten des Free Cashflow stärkt Differenzierung 
in der Bemessungsgrundlage
	— Bemessung der Vergütung der segmentverantwortlichen 
Vorstandsmitglieder am Segmenterfolg zur stärker 
differenzierten Anreizsetzung nach Neuordnung des 
Vorstandsgremiums im Jahr 2023

Leistungskriterium 
Free Cashflow im STI (20 %)
Bisher wurde der Free Cashflow 
nicht als Leistungskriterium 
im STI berücksichtigt

	— Ergänzung des Leistungskriteriums Free Cashflow des Konzerns 
mit einer Gewichtung von 20 %

	— Differenzierung der Anreizsetzung im STI sowie Honorierung 
der Relevanz des Free Cashflow im Rahmen der 
Unternehmenssteuerung

ESG-Ziele im STI (20 %)
Bisher konnten sowohl 
Strategieziele als auch Nachhaltig
keitsziele gesetzt werden

	— Fokussierung auf Ziele aus dem Bereich Environmental, 
Social und Governance (ESG), keine reinen Strategieziele 
ohne ESG-Bezug

	— Angleich an die Marktpraxis durch klareren Fokus auf 
ESG-Ziele, die strategische Relevanz der ESG-Ziele wird 
im Rahmen der Auswahl der Ziele durch den Aufsichtsrat 
berücksichtigt

Leistungskriterium 
Umsatzwachstum im LTI (40 %)
Bisher wurde Umsatzwachstum 
im LTI mit 25 % berücksichtigt

	— Anhebung der Gewichtung des Leistungskriteriums 
Umsatzwachstum von 25 % auf 40 %

	— Stärkung des Strategiebezugs durch Erhöhung der Gewichtung 
des Umsatzwachstums als eine der wesentlichen strategischen 
Steuerungsgrößen im Rahmen der weiterentwickelten 
INDUS-Strategie

Leistungskriterium
adj. EBITA-Marge im LTI (40 %)
Bisher wurde die EBIT-Marge 
im LTI mit 25 % berücksichtigt

	— Umstellung des Leistungskriteriums von EBIT-Marge 
auf adj. EBITA-Marge entsprechend dem angepassten 
Steuerungssystem
	— Anhebung der Gewichtung des Leistungskriteriums 
adj. EBITA-Marge von 25 % auf 40 %

	— Stärkung des Strategiebezugs durch Umstellung von  
EBIT-Marge auf adj. EBITA-Marge sowie höhere Gewichtung 
der adj. EBITA-Marge als eine der wesentlichen strategischen 
Steuerungsgrößen im Rahmen der weiterentwickelten 
INDUS-Strategie

Leistungskriterium
rTSR im LTI (entfällt)
Bisher wurde der rTSR  
im LTI mit 50 % berücksichtigt 	— Entfallen des rTSR aus der Bemessungsgrundlage des LTI

	— Stärkere Ausrichtung des LTI auf die für die Strategie 
maßgeblichen internen Steuerungskennzahlen 
Umsatzwachstum und adj. EBITA-Marge sowie zusätzliche 
Berücksichtigung von Nachhaltigkeit
	— Beitrag zur Reduktion der Komplexität des Vergütungssystems 

ESG Mittel- und Langfristziele  
im LTI (20 %)
Bisher keine Berücksichtigung 
Nachhaltigkeit im LTI

	— Ergänzung von ESG Mittel- und Langfristzielen mit einer 
Gewichtung von 20 %

	— Erhöhung des Fokus auf Nachhaltigkeit als einen der 
wesentlichen Eckpfeiler der INDUS-Strategie sowie 
Berücksichtigung der Marktpraxis sowie Kapitalmarkt
erwartungen bzgl. ESG im LTI

Share Ownership Guideline
Eine Aktienhaltevorschrift war 
bisher nicht im Vergütungssystem 
verankert, da der LTI bereits 
aktienbasiert ausgestaltet ist

	— Einführung einer Verpflichtung für die Vorstandsmitglieder, 
Aktien der INDUS Holding AG in bedeutender Höhe zu halten
	— Das Investitionsziel für den Vorstandsvorsitzenden 
beträgt 150 % der jährlichen Brutto-Grundvergütung 
und für den stellvertretenden Vorsitzenden sowie 
die ordentlichen Vorstandsmitglieder 100 % der jährlichen 
Brutto-Grundvergütung

	— Angleich des Vergütungssystems an die Marktpraxis und die 
Erwartungshaltung der Aktionäre, die sich seit der Billigung 
des Vergütungssystems im Jahr 2021 weiterentwickelt 
haben Stärkung des über die aktienbasierte Ausgestaltung 
des LTI hinaus bestehenden Aktienkursbezugs, um das 
Vergütungssystem noch unmittelbarer am langfristigen 
Unternehmenserfolg auszurichten

Maximalvergütung
Bisher beträgt die 
Maximalvergütung für 
den Vorstandsvorsitzenden 
1,68 Mio. EUR und für 
die ordentlichen Vorstands
mitglieder je 1,1 Mio. EUR

	— Anhebung der Maximalvergütung des Vorstandsvorsitzenden 
von 1,68 Mio. EUR auf 2,1 Mio. EUR und die Maximalvergütung 
der ordentlichen Vorstandsmitglieder von 1,1 Mio. EUR 
auf 1,6 Mio. EUR

	— Entwicklung im Markt seit 2021 hat Wettbewerbsfähig-
keit der ursprünglich festgelegten Beträge reduziert. 
Anhebung der Maximalvergütung trägt zu Attraktivität 
des Gesamtvergütungspakets bei, um die geeignetsten 
Kandidatinnen und Kandidaten für den Vorstand 
anziehen und binden zu können

1  �Hier dargestellt mit den Gewichtungen aus den in der nachfolgenden Beschreibung verwendeten Beispielen. Es ist dem Aufsichtsrat gestattet, auch weitere oder andere 
Leistungskennzahlen als finanzielle Ziele zu berücksichtigen, wenn er dies zur optimalen Incentivierung des Vorstands oder einzelner Vorstandsmitglieder als sinnvoll 
und der Geschäftsstrategie als förderlich erachtet. Etwaig weitere finanzielle Ziele werden im Vergütungsbericht offengelegt und transparent beschrieben

4

INDUS VERGÜTUNGSSYSTEM 2025



II.	 Grundsätze für das 
Vergütungssystem für 
die Vorstandsmitglieder 
von INDUS

Zur Ausrichtung der Vergütung auf eine Förderung der 

Geschäftsstrategie und langfristigen Entwicklung der 

Gesellschaft (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AktG) hat der Aufsichts

rat der Gesellschaft für das Vergütungssystem für die Vor-

standsmitglieder der Gesellschaft folgende Grundsätze for-

muliert:

STRATEGIEORIENTIERUNG
Mit dem Vergütungssystem soll die Umsetzung der 

Geschäftsstrategie gefördert werden. Das Vergütungssys-

tem ist deshalb so gestaltet, dass für die Vorstandsmitglieder 

an dieser Gesamtstrategie der Gesellschaft orientierte Leis-

tungsanreize gesetzt werden. Anknüpfungspunkte hierfür 

sind die Regelungen zur variablen Vergütung, die es dem 

Aufsichtsrat erlauben, die konkrete Vergütung mit strategi-

schen Zielen der Gesellschaft zu verbinden.

LEISTUNGSORIENTIERUNG
Die Vorstandsmitglieder sollen angemessen und entspre-

chend ihrer Verantwortung und Leistung vergütet werden. 

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder soll deshalb aus fes-

ten und variablen leistungsabhängigen Vergütungsbestand-

teilen bestehen, wobei bei vollständiger Zielerreichung die 

variablen Vergütungsbestandteile einen überwiegenden 

Anteil an der Ziel-Gesamtvergütung ausmachen sollen. 

AUSRICHTUNG AN DER LANGFRISTIGEN UND NACHHALTIGEN 
UNTERNEHMENSENTWICKLUNG
Das Vergütungssystem soll die nachhaltige und langfristige 

Entwicklung der Gesellschaft befördern. Deshalb sollen die 

langfristig orientierten Vergütungsbestandteile, die sich aus 

dem Erreichen langfristig orientierter Ziele ergeben, die 

kurzfristig orientierten Vergütungsbestandteile, die sich aus 

dem Erreichen kurzfristig orientierter Ziele ergeben, über-

steigen. Weiter soll das Vergütungssystem eine Nachhaltig-

keitskomponente beinhalten, die das Erreichen konkreter 

Ziele bei der Förderung nachhaltigen Handelns der Gesell-

schaft befördert.

KAPITALMARKTORIENTIERUNG UND INTERESSENAUSRICHTUNG
Die variablen leistungsabhängigen Vergütungsbestand-

teile sollen überwiegend aktienbasiert gewährt werden. Mit 

einer aktienbasierten langfristigen variablen Vergütung soll 

das Handeln der Vorstandsmitglieder auf eine langfristige 

positive Entwicklung der Gesellschaft hin ausgerichtet wer-

den. Mit der Etablierung von Share Ownership Guidelines 

(SOGs), die die Vorstandsmitglieder zum Halten von Aktien 

der Gesellschaft in bestimmtem Umfang verpflichten, wer-

den die Interessen des Vorstands weiter an den Interessen 

der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ausgerichtet. 

Auf Grundlage des Vergütungssystems erfolgt die 

Festlegung der individuellen Vergütung der Vorstandsmit-

glieder. Für jedes einzelne Vorstandsmitglied legt der Auf-

sichtsrat dessen konkrete Ziel-Gesamtvergütung fest. Diese 

muss in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben 

und Leistungen des Vorstandsmitglieds sowie zur Lage des 

Unternehmens stehen und darf die übliche Vergütung nicht 

ohne besondere Gründe übersteigen.
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III.	Verfahren zur Fest- 
und Umsetzung sowie 
zur Überprüfung des 
Vergütungssystems (§ 87a 
Abs. 1 S. 2 Nr. 10 AktG)

Das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder wird 

vom Aufsichtsrat festgesetzt und von diesem regelmäßig 

überprüft. Nach Festsetzung des Vergütungssystems legt 

der Aufsichtsrat dieses der Hauptversammlung zur Billi-

gung vor. Billigt die Hauptversammlung das Vergütungssys-

tem, erfolgt eine erneute Vorlage des Vergütungssystems zur 

Billigung durch die Hauptversammlung bei wesentlichen 

Änderungen, spätestens jedoch alle vier Jahre. Sollte das 

Vergütungssystem von der Hauptversammlung nicht gebil-

ligt werden, legt der Aufsichtsrat spätestens in der nächsten 

ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergü-

tungssystem vor.

Bei der Festsetzung des Vergütungssystems berücksichtigt 

der Aufsichtsrat nach vorbereitender Analyse durch den Per-

sonalausschuss unter anderem folgende Umstände:

	— Zum einen beurteilt er die Üblichkeit der Vergütungs-

bestandteile des Vergütungssystems (einschließlich der 

Maximalvergütung) im Vergleich zu anderen Unterneh-

men (Horizontalvergleich). Dazu vergleicht der Auf-

sichtsrat die Vergütungsbestandteile mit einer von ihm 

definierten Vergleichsgruppe anderer börsenorientierter 

Unternehmen (Peergroup-Vergleich). Die Auswahl der 

Peergroup erfolgt dabei anhand folgender Kriterien:

KRITERIEN ZUR AUSWAHL DER PEERGROUP�

Peergroup Beschreibung der berücksichtigten Dimensionen

Die Unternehmen  
der Peergroup sollten 
in möglichst vielen 
Dimensionen mit INDUS 
vergleichbar sein

1
Unternehmens
größe

Unternehmen vergleichbarer Größenordnung im Hinblick auf mehrere Größenparameter  
(Umsatz, Mitarbeiter, Börsenwert)

2 Branche
Direkte Wettbewerber oder Unternehmen anderer Branchen mit vergleichbaren Kernmerkmalen  
(insb. Maschinen- und Anlagenbau)

3 Land
Unternehmen aus dem gleichen Land oder einer vergleichbaren Region mit ähnlichem 
regulatorischen und Corporate-Governance-Umfeld

4 Rechtsform Unternehmen mit vergleichbarer Rechtsform (AG, SE)

5
Kapitalmarkt
orientierung

Unternehmen mit vergleichbarer Kapitalmarktorientierung  
(Börsennotierung, Rechtsfolgen, Publizitätspflichten, externe Bezugsgruppen etc.)

6
Komplexität /
Internationalität Vergleichbare Komplexität des Geschäftsmodells und internationale Ausrichtung
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	— Zum anderen beurteilt der Aufsichtsrat die 

Üblichkeit der Vergütungsbestandteile innerhalb des 

Unternehmens (Vertikalvergleich). Dazu betrachtet 

er das Verhältnis der Ziel-Gesamtdirektvergütungen 

der einzelnen Vorstandsmitglieder zur durchschnitt

lichen Gesamtdirektvergütung des oberen 

Führungskreises – hier die Vergütung der Geschäfts-

führungen der Beteiligungsunternehmen – sowie das 

Verhältnis zu der durchschnittlichen Gesamtdirekt

vergütung der Gesamtbelegschaft in Deutschland 

(ohne Auszubildende). Die Gesamtdirektvergütung 

besteht aus der Grundvergütung sowie ein- und 

mehrjähriger variabler Vergütung.

	— Bei dieser Beurteilung der Üblichkeit der konkreten 

Gesamtvergütungen berücksichtigt der Aufsichts-

rat auch die zeitliche Entwicklung der vorstehend 

beschriebenen Verhältnisse über einen Zeitraum 

von mindestens drei Jahren.

Die vorangehend beschriebene Analyse führt der Aufsichts-

rat zudem auch bei der Bemessung der individuellen Ziel-

Gesamtvergütung für die einzelnen Vorstandsmitglieder 

durch. Neben dem Peergroup-Vergleich wird dabei insbe-

sondere auch das Verhältnis der Ziel-Gesamtvergütungen 

der einzelnen Vorstandsmitglieder zur durchschnittlichen 

Gesamtdirektvergütung des oberen Führungskreises – hier 

die Vergütung der Geschäftsführungen der Beteiligungsun-

ternehmen – sowie das Verhältnis zu der durchschnittlichen 

Gesamtdirektvergütung der Gesamtbelegschaft in Deutsch-

land (ohne Auszubildende) betrachtet. Die Gesamtdirekt-

vergütung besteht aus der Grundvergütung sowie ein- und 

mehrjähriger variabler Vergütung.

Zur Entwicklung und Überprüfung des Vergütungs-

systems im Gesamten und in Hinblick auf einzelne Vergü-

tungsbestandteile sowie in Hinblick auf die individuellen 

Ziel-Gesamtvergütungen zieht der Aufsichtsrat gegebe-

nenfalls einen externen Vergütungsberater hinzu. Der Auf-

sichtsrat achtet auf dessen Unabhängigkeit vom Vorstand 

und von der Gesellschaft und lässt sich eine entsprechende 

Unabhängigkeitserklärung von ihm vorlegen.

Zur Vermeidung und Behandlung von potenziellen 

Interessenkonflikten im Zusammenhang mit der Festset-

zung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungssystems 

und der tatsächlichen Vergütung befolgt der Aufsichtsrat 

strikt alle relevanten Bestimmungen des Aktiengesetzes, 

das in der Geschäftsordnung des Aufsichtsrats festgelegte 

Verfahren sowie die Empfehlungen des DCGK.
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IV.	Beschreibung des 
Vergütungssystems

Die nachfolgende Tabelle zeigt schematisch die einzelnen 

Bestandteile des Vergütungssystems für die Vorstandsmit-

glieder von INDUS. 

BESTANDTEILE DES VERGÜTUNGSSYSTEMS

Vergütungsbestandteil Ziele Anteil an Zielvergütung

Langfristig (LTI)
4-jährige Performanceperiode
aktienbasiert als Virtueller Performance Share Plan

	— Umsatzwachstum
	— adj. EBITA-Marge
	— ESG Mittel- und Langfristziele (> = 20 %) 23–30 %

Kurzfristig (STI)
1-jährige Performanceperiode

	— adj. EBITA
	— Free Cashflow
	— Nicht-finanzielles ESG-Ziel (> = 20 %) 20–25 %

Fest
Festes Jahresgehalt zzgl. Nebenleistungen 45–55 %

Ruhe- oder Vorruhestandsregelungen 0 %

A.	Vergütungsbestandteile  
(§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 3 AktG 
und Nr. 4 AktG)

1.	 Überblick und relativer Anteil der einzelnen 
Bestandteile an der Ziel-Gesamtvergütung

Die Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder setzt sich 

zusammen aus festen und variablen Bestandteilen. Das 

feste Jahresgehalt und die Nebenleistungen bilden die festen 

Bestandteile. Variable Bestandteile sind die kurzfristig vari-

able Vergütung (Short Term Incentive – „STI“) und die lang-

fristig variable Vergütung (Long Term Incentive – „LTI“). Es 

bestehen keine Ruhegehalts- oder Vorruhestandsregelungen.

Die Zielwerte für die variablen Vergütungsbestand-

teile sind so zu wählen, dass bei vollständiger Zielerrei-

chung, d. h. einer Zielerreichung von 100 %, die variablen 

Vergütungsbestandteile einen Anteil von 45 % bis 55 % an 

der Ziel-Gesamtvergütung ausmachen. Die individuelle 

Ziel-Vergütung aus dem LTI muss dabei über der individu

ellen Zielvergütung des STI liegen. Die Verhältnisse inner-

halb der Vergütungsstruktur sind in der nachfolgenden 

Abbildung dargestellt:

DER ANTEIL DER FESTVERGÜTUNG BETRÄGT MAXIMAL 55 %�

Feste Vergütung  
45–55 %

Kurzfristige variable Vergütung (STI)
20–25 %

Langfristige variable Vergütung (LTI)
23–30 %

Mit der Gesamtvergütung sind grundsätzlich auch Tätig-

keiten für und Organpositionen in mit der Gesellschaft ver-

bundenen Unternehmen, assoziierten Unternehmen und 

Beteiligungsgesellschaften abgegolten. Eine etwaig hier-

für gezahlte Vergütung wird – unter Berücksichtigung von 

steuerlichen Vorgaben – grundsätzlich auf die Gesamtvergü-

tung der Vorstandmitglieder, die diese von der Gesellschaft 

erhalten, angerechnet.

Auch die Übernahme konzernfremder Aufsichts-

ratsmandate oder vergleichbarer Mandate durch ein Vor-

standsmitglied ist vorab durch den Aufsichtsrat zu geneh-

migen. Der Aufsichtsrat entscheidet in diesem Fall, ob und 
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inwieweit die daraus resultierende Vergütung auf die ent-

sprechende Vergütung als Vorstandsmitglied von INDUS 

anzurechnen ist. 

2.	 Feste Vergütungsbestandteile

a.	 FESTES JAHRESGEHALT

Das feste Jahresgehalt ist eine fixe, auf das Gesamtjahr bezo-

gene Bruttovergütung, die in zwölf gleichen Monatsraten 

ausgezahlt wird.

b.	 NEBENLEISTUNGEN

Im Falle einer Dienstverhinderung aus gesundheitsbeding-

ten Gründen wird das Festgehalt für einen Zeitraum von 

sechs Monaten, jedoch längstens bis zum Ende des Dienst-

vertrags, unter Anrechnung sämtlicher Leistungen, die dem 

Vorstandsmitglied von einer gesetzlichen oder privaten 

Krankenversicherung für den Verdienstausfall gezahlt wer-

den, fortgezahlt. Nach Ablauf dieser sechs Monate erhält ein 

Vorstandsmitglied für die Dauer von weiteren sechs  Mona-

ten, jedoch längstens bis zum Ende des Dienstvertrags, 

einen Zuschuss zu den Leistungen der Sozialversicherung 

oder einer Krankenversicherung in einer Höhe, die die Diffe-

renz zwischen diesen Leistungen und seinem letzten festen 

Nettogehalt abdeckt.

Im Falle des Todes eines Vorstandsmitglieds zahlt die 

Gesellschaft das Festgehalt für die Dauer von sechs Mona-

ten über den Sterbemonat hinaus, längstens jedoch bis 

zum Ende des Dienstvertrags an die unterhaltsberechtigten 

Angehörigen oder – sollten keine unterhaltsberechtigten 

Angehörigen existieren – an die Erben des Vorstandsmit-

glieds.

Jedem Vorstandsmitglied steht ein Dienstwagen auch 

zur privaten Nutzung zur Verfügung. Weiter erhält jedes 

Vorstandsmitglied einen Zuschuss zur Kranken- und Pflege-

versicherung. Die Vorstandsmitglieder sind in die Gruppen-

unfallversicherung einbezogen. 

Daneben schließt die Gesellschaft für jedes Vorstands-

mitglied eine Vermögensschadenhaftpflichtversicherung 

(D&O-Versicherung) mit Selbstbehalt gemäß § 93 Abs. 2 

S. 3 AktG sowie eine Strafrechtsschutzversicherung ab, die 

nicht nur die Tätigkeit des Vorstandsmitglieds als Organ 

der Gesellschaft, sondern auch als etwaiges Mitglied sonsti-

ger Organe in den Gesellschaften des Konzerns der INDUS 

abdeckt. 

Daneben können im Rahmen des Antritts neuer Vor-

standsmitglieder angemessene Nebenleistungen wie  z. B. 

die Übernahme von angemessenen Umzugs- und/oder 

Maklerkosten gewährt werden. Der Aufsichtsrat kann 

beschließen, weitere marktübliche Nebenleistungen, z. B. 

befristete Wohnkostenzuschüsse, zu gewähren.

3.	 Variable Vergütungsbestandteile

a.	 KURZFRISTIGE VARIABLE VERGÜTUNG (STI)

Der STI ist ein leistungsorientierter variabler Vergütungs-

bestandteil mit einer einjährigen Bemessungsgrundlage. Mit 

dem STI wird der jährliche Beitrag des Vorstandsmitglieds 

zur Erreichung der vom Aufsichtsrat vorgegebenen stra-

tegischen Ziele und zur nachhaltigen Unternehmensent-

wicklung vergütet. Der STI setzt sich zusammen aus einem 

Anteil, der die Erreichung finanzieller Ziele, und einem 

Anteil, der die Erreichung nicht-finanzieller Ziele in Bezug 

zur Nachhaltigkeitsstrategie honoriert.

Im Dienstvertrag wird mit dem Vorstandsmitglied 

im Rahmen der Festsetzungen des Vergütungssystems ein 

individueller Zielbetrag für eine volle Zielerreichung (d. h. 

100 % Zielerreichung) vereinbart. Dieser Zielbetrag wird 

mit einem Faktor multipliziert, der sich aus der Summe 

der Erfüllung verschiedener Ziele ergibt. Der Aufsichtsrat 

bestimmt dabei die Gewichtung der einzelnen Ziele und 

welche Hürden und Deckelungen bei den einzelnen Kom-

ponenten jeweils gelten sollen.

BEISPIEL FÜR DIE ZUSAMMENSETZUNG DES STI

1-jährige Performanceperiode

STI-Zielbetrag
Auszahlung 
(Cap 150 %)

Finanzielles Ziel Finanzielles Ziel Finanzielles Ziel Nicht-finanzielles Ziel ESG

adj. EBITA Holding adj. EBITA Segment Free Cashflow Holding CO2-Reduktion

30 % 30 % 20 % 20 %

+ + +x =
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Die finanziellen und nicht-finanziellen Ziele werden nach 

Vorbereitung durch den Personalausschuss vom Aufsichts-

rat jeweils zum Beginn eines Geschäftsjahres festgesetzt. 

Unterjährig werden die festgesetzten Ziele nicht mehr ver-

ändert. Die in dieser Weise festgelegten Ziele für finanzielle 

und nicht-finanzielle Leistungskriterien sind transparent 

und überprüfbar und ermöglichen eine nachvollziehbare 

Ermittlung der Zielerreichung sowohl dem Grunde als auch 

der Höhe nach.

I.	 FINANZIELLE ZIELE
Die finanziellen Ziele des STI fördern die Umsetzung der 

Geschäftsstrategie, wobei insbesondere das adj. EBITA und 

der Free Cashflow als finanzielle Ziele maßgeblich sind. 

Darüber hinaus ist es dem Aufsichtsrat gestattet, auch wei-

tere oder andere Leistungskennzahlen als finanzielle Ziele 

zu berücksichtigen, wenn er dies zur optimalen Incentivie-

rung des Vorstands oder einzelner Vorstandsmitglieder als 

sinnvoll und der Geschäftsstrategie als förderlich erachtet. 

Etwaig weitere finanzielle Ziele werden im Vergütungs

bericht offengelegt und transparent beschrieben.

Die Erreichung der finanziellen Ziele des STI wird durch den 

Vergleich der erreichten Ist-Werte mit den vom Aufsichts-

rat für das jeweilige Geschäftsjahr festgelegten Zielwerten 

ermittelt. Unterschreitet der Ist-Wert einen vom Aufsichts-

rat jeweils festgelegten Mindestwert (Hürde), ist das jewei-

lige Ziel mit der Zielerreichung null zu bewerten. 

Im Einzelnen sind dabei mindestens die im Folgenden 

näher beschriebenen finanziellen Ziele vorzusehen:

	— adj. EBITA: Dieser Zielbestandteil bemisst sich für 

den Vorstandsvorsitzenden und den stellvertretenden 

Vorstandsvorsitzenden ausschließlich am Ergebnis 

vor Steuern, Zinsen sowie Abschreibungen und Wert-

minderungen auf immaterielle Vermögenswerte und 

Firmenwerte aus Kaufpreisallokationen des Konzerns 

von INDUS (adj. EBITA des Konzerns). 

	 Für die übrigen Mitglieder des Vorstands bemisst 

sich dieser Teil des STI anteilig am adj. EBITA des 

Konzerns von INDUS und des von dem jeweiligen 

Vorstandsmitglied verantworteten Segments 

(adj. Segment-EBITA).

STI: BEISPIEL FÜR ZIELVORGABE / FINANZIELLES ZIEL ADJ. EBITA

Bo
nu

sfa
kt

or
 (i

n 
%

)

150 %  

125 %

100 %

75 %     

50 %

25 %

0 %

Mindestwert Zielwert Maximalwert

Zielerreichung (in %)

Zielplateau

Zielplateau abgeleitet aus 
„Guidance an Kapitalmarkt“
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	— Free Cashflow: Dieses Ziel des STI bemisst sich für alle 

Vorstandsmitglieder gleichermaßen am Free Cashflow 

bei INDUS. 

STI: BEISPIEL FÜR ZIELVORGABE / FINANZIELLES ZIEL FREE CASHFLOW

Bo
nu

sfa
kt

or
 (i

n 
%

)

150 %

125 %

100 %

75 %

50 %

25 %

0 %

          Mindestwert        Zielwert                    Maximalwert

Zielerreichung (in %)

II.	 NICHT-FINANZIELLE ZIELE
Für den STI ist weiterhin auch das Erreichen nicht-finan-

zieller Ziele maßgeblich, die nach Vorbereitung durch den 

Personalausschuss vom Aufsichtsrat aus der Nachhaltig-

keitsstrategie der Gesellschaft abgeleitet und jährlich für das 

jeweilige Folgejahr festgelegt werden. Neben den Nachhal-

tigkeitszielen können dabei auch weitere nicht-finanzielle 

Ziele für den Gesamtvorstand oder einzelne Vorstands-

mitglieder vorgegeben werden, wenn dies der Aufsichtsrat 

zur optimalen Incentivierung des Vorstands oder einzelner 

Vorstandsmitglieder als sinnvoll und der Geschäftsstrate-

gie der Gesellschaft als förderlich erachtet. Etwaig weitere 

nicht-finanzielle Ziele werden im Vergütungsbericht offen-

gelegt und transparent beschrieben. Dabei soll der Anteil der 

nicht-finanziellen Nachhaltigkeitsziele einen Anteil an der 

Gesamtzielvorgabe für den STI von mindestens 20 % haben. 

Bei den nicht-finanziellen Zielen bzw. weiterer nicht-finan-

zieller Ziele kann der Aufsichtsrat zudem entscheiden, ob 

jeweils nur eine volle Erfüllung sinnvoll ist oder auch hier 

eine Bandbreite für eine mögliche Zielerfüllung vorgegeben 

werden soll. 

III.	 AUSZAHLUNGSMODALITÄTEN UND CAP
Der Auszahlungsbetrag für den STI am Ende des Geschäfts-

jahres errechnet sich aus der Multiplikation des individuel-

len Zielbetrags mit der Gesamtzielerreichung bezüglich der 

Ziele für den STI. Die Zielerreichungen für die verschiedenen 

Ziele werden dazu entsprechend der festgelegten Gewich-

tung addiert. Die Auszahlungsbeträge sind jeweils auf 150 % 

des jeweils vereinbarten STI-Zielwerts gedeckelt (Cap).

Die Zielerreichung für die finanziellen und nicht-finanziel-

len Ziele wird vom Aufsichtsrat innerhalb der ersten drei 

Monate des auf das jeweilige Vergütungsjahr folgenden 

Geschäftsjahres nach Vorbereitung durch den Personalaus-

schuss festgestellt. Dabei werden für das adj. EBITA-Ziel 

und das Free-Cashflow-Ziel (und ggf. weiterer finanzieller 

Ziele) die Kennzahlen des geprüften Konzernabschlusses 

zugrunde gelegt. Den Grad der Erfüllung weiterer finan-

zieller Ziele ermittelt der Aufsichtsrat durch Bewertung der 

durch den Vorstand vorgelegten Dokumentation und ggf. 

weiterer erforderlicher Unterlagen. Das Erreichen nicht-

finanzieller Ziele wird ebenfalls auf Basis der vom Vorstand 

vorgelegten, und vom Aufsichtsrat – sofern erforderlich 

unter Hinzuziehung zusätzlichen externen Sachverstands – 

bewerteten Dokumente und Unterlagen ermittelt. Danach 

werden die sich ergebenden Auszahlungsbeträge errechnet. 

Sie werden bis zum 30. April des auf das jeweilige Vergü-

tungsjahr folgenden Geschäftsjahres zur Zahlung fällig.

Ist ein Vorstandsmitglied nicht für ein volles Geschäfts-

jahr für die Gesellschaft tätig, wird der STI zeitanteilig 

gewährt  und am vorstehend definierten Auszahlungstag aus-

gezahlt. Tritt ein Vorstandsmitglied seinen Dienst erst im 

Laufe der zweiten Hälfte eines Geschäftsjahres an, kann der 

Aufsichtsrat entscheiden, ob er in diesem Fall den STI für das 

Rest-Geschäftsjahr mit einer Gesamtzielerreichungsrate von 

100  % garantiert.
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b.	 LANGFRISTIGE VARIABLE VERGÜTUNG (LTI)

Die langfristige variable Vergütung (LTI) soll das Handeln 

der Vorstandsmitglieder im Sinne einer langfristigen Ent-

wicklung der Gesellschaft unter Berücksichtigung des Kur-

ses der Aktien der Gesellschaft incentivieren. Damit werden 

die Interessen des Vorstands an denen der Aktionäre opti-

mal und mit langfristigem Horizont ausgerichtet. Die Vor-

standsmitglieder nehmen beim LTI an der Entwicklung des 

Kurses der Aktien der Gesellschaft teil und partizipieren an 

einem günstigen Verlauf genauso wie an Kursverlusten.

Der LTI ist als Virtueller Performance Share Plan 

(„VPSP“) ausgestaltet. Er basiert auf einer vierjährigen Per-

formanceperiode, die jeweils zu Beginn eines Geschäftsjah-

res startet. Zu Beginn einer Performanceperiode werden den 

Vorstandsmitgliedern virtuelle Aktien (Performance Share 

Units – „PSUs“) zugeteilt. Die Anzahl der PSUs zu Beginn 

der Performanceperiode wird über Division des individu-

ellen LTI-Zielwerts durch den Aktienkurs bei Zuteilung 

ermittelt. Der Aktienkurs bei Zuteilung ist der durch-

schnittliche Schlusskurs im XETRA-Handelssystem der 

Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) der letzten 40 Handelstage.

Die PSUs werden mit einem Performancefaktor mul-

tipliziert. Am Ende der Laufzeit der jeweiligen Tranche 

wird mit der sich hieraus ergebenden Anzahl an PSUs, 

multipliziert mit dem durchschnittlichen Schlusskurs im 

XETRA-Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der letzten 

40  Handelstage vor dem Ende der jeweiligen Perfomance

periode, der Auszahlungsbetrag ermittelt. 

Der Performancefaktor ergibt sich aus der Erfüllung 

verschiedener Ziele, die der Aufsichtsrat nach Vorbereitung 

durch den Personalausschuss für die jeweilige Performance-

periode zu Beginn der jeweiligen Performanceperiode für 

diese festsetzt. 

Der Aufsichtsrat bestimmt dabei die Gewichtung der 

einzelnen Ziele und welche Hürden und Deckelungen bei 

den einzelnen Komponenten jeweils gelten sollen.

BEISPIEL FÜR DIE ZUSAMMENSETZUNG DES LTI

Malus & Clawback

Zielbetrag    4-jährige Performanceperiode
Auszahlung in EUR  

(Cap: 200 %)

Ø Aktienkurs
(40 Handelstage  

vor Zuteilung)

Entwicklung des Aktienkurses

Ø Aktienkurs
(40 Handelstage  

vor Ende der 
Performanceperiode)

Performance Share Units (PSUs) 
(Zielerreichung 0–150 %)

Bedingt zugeteilte Performance 
Shares (PSU)

Umsatzwachstum adj. EBITA-Marge
ESG-Mittel und 
Langfristziele

Finale Anzahl  
Performance Shares (PSU)

40 % 40 % 20 %

/

+ +x

x

=

=

=

Über die Erreichung der vom Aufsichtsrat für die Perfor-

manceperiode festgelegten Erfolgsziele kann sich die Anzahl 

der PSUs über die Performanceperiode hinweg durch den 

Performancefaktor ändern. Bei Untererfüllung der Erfolgs-

ziele liegt der Performancefaktor unter 100 % – die Anzahl 

der PSUs reduziert sich entsprechend und kann bei star-

ker Untererfüllung auch vollständig entfallen. Bei Über-

erfüllung der Erfolgsziele liegt der Performancefaktor über 

100 % – die Anzahl der PSUs erhöht sich entsprechend. Die 

finale Anzahl der PSUs am Ende der Performanceperiode ist 

auf 150 % der Anzahl der PSUs zu Beginn der Performance-

periode begrenzt.

I.	 ERFOLGSZIELE IM PERFORMANCEFAKTOR
Die Erfolgsziele im Performancefaktor des LTI fördern die 

Umsetzung der Geschäfts- und Nachhaltigkeitsstrategie der 

Gesellschaft:

	— Das durchschnittliche Umsatzwachstum (CAGR) 

während der Performanceperiode wird mit einem 

vom Aufsichtsrat für die Performanceperiode festge

legten Zielwert verglichen, um die Zielerreichung zu 

bestimmen. Entspricht das CAGR dem Zielwert, 

entspricht die Zielerreichung 100 %. Liegt das CAGR 

unterhalb des vom Aufsichtsrat festgelegten Mindest-

werts, ist die Zielerreichung 0 %. Der Aufsichtsrat 

soll auch einen Maximalwert für die Erfüllung dieses 

Zielkriteriums festlegen.
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LTI: BEISPIEL FÜR ZIELVORGABE / PERFORMANCEFAKTOR CAGR

Bo
nu

sfa
kt

or
 (i

n 
%

)

150 %

125 %

100 %

75 %

50 %

25 %

0 %

Mindestwert Ziel-CAGR      Maximalwert

Zielerreichung (in %)

	— Die durchschnittliche adj. EBITA-Marge während 

der Performanceperiode wird mit einem vom Aufsichts-

rat für die Performanceperiode festgelegten Zielwert 

verglichen. Entspricht die durchschnittliche adj. EBITA-

Marge dem Zielwert, beträgt die Zielerreichung 100 %. 

Liegt die durchschnittliche adj. EBITA-Marge unterhalb 

des vom Aufsichtsrat festgelegten Mindestwerts, ist 

die Zielerreichung 0 %. Der Aufsichtsrat soll auch einen 

Maximalwert für die Erfüllung dieses Zielkriteriums 

festlegen.

LTI: BEISPIEL FÜR ZIELVORGABE / PERFORMANCEFAKTOR ADJ. EBITA-MARGE

Bo
nu

sfa
kt

or
 (i

n 
%

)

150 %

125 %

100 %

75 %

50 %

25 %

0 %

Mindestwert Zielplateau Maximalwert

Zielerreichung (in %)

	— Die ESG-Mittel- und Langfristziele während 

der Performanceperiode werden mit vom Aufsichts-

rat für die Performanceperiode festgelegten Zielen 

bzw. Zielwerten verglichen. Für die ESG-Mittel- und 

Langfristziele kann der Aufsichtsrat zudem entschei-

den, ob jeweils nur eine volle Erfüllung der vorge-

gebenen Ziele bzw. Zielwerte sinnvoll ist oder auch 

hier eine Bandbreite für eine mögliche Zielerfüllung 

vorgegeben werden oder beides kombiniert werden 

soll. Die ESG-Mittel- und Langfristziele sollen bei 

dem Performancefaktor des LTI einen Umfang von 

mindestens 20 % einnehmen.
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II.	 AUSZAHLUNGSMODALITÄTEN UND CAP
Am Ende der Performanceperiode einer zur Auszahlung 

kommenden LTI-Tranche werden die Anzahl der erdienten 

PSUs sowie der anzuwendende durchschnittliche Schluss-

kurs vom Aufsichtsrat innerhalb der ersten drei Monate des 

auf die Performanceperiode folgenden Geschäftsjahres nach 

Vorbereitung durch den Personalausschuss festgestellt. Die 

über die Performanceperiode erdienten PSUs werden in bar 

ausgezahlt. Die Höhe der Auszahlung ermittelt sich aus der 

Multiplikation der finalen Anzahl der erdienten PSUs mit 

dem durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie von INDUS 

im XETRA-Handelssystem der Frankfurter Börse (oder 

einem Nachfolgesystem) der letzten 40 Börsenhandels-

tage der jeweiligen Performanceperiode. Die Auszahlung 

ist dabei auf 200 % des LTI-Zielwerts begrenzt (Cap).

Der LTI wird bis zum 30. April des auf das jewei-

lige  Vergütungsjahr folgenden Geschäftsjahres zur Zah-

lung fällig. 

III.	 SONSTIGE REGELUNGEN: BEGINN ODER BEENDIGUNG 
DES DIENSTVERHÄLTNISSES UNTERJÄHRIG  
SOWIE KAPITAL- UND STRUKTURMASSNAHMEN

Beginnt das Dienstverhältnis eines Vorstandsmitglieds 

unterjährig, erfolgt die Zuteilung der PSUs für das Jahr des 

Beginns seines Dienstverhältnisses „pro rata temporis“, 

bezogen auf die vollen Monate seiner Tätigkeit in diesem 

Jahr im Verhältnis zu einem ganzen Jahr. Bei Beendigung des 

Dienstvertrags durch Auslaufenlassen der Bestellung zum 

Mitglied des Vorstands oder infolge von dessen vorzeitiger 

Beendigung während der Laufzeit einer LTI-Tranche wird 

die Anzahl der PSUs im Verhältnis zu der im Beendigungs-

zeitpunkt bereits absolvierten Laufzeit herabgesetzt („Good 
Leaver-Fall“). Im Übrigen bleibt es bei den Bestimmungen 

des VPSP. Endet der Dienstvertrag infolge einer Niederle-

gung des Vorstandsamtes durch das Vorstandsmitglied aus 

wichtigem Grund i. S. v. § 626 Abs. 1 BGB, gilt dies ebenfalls 

als Good Leaver-Fall. Bei fristloser Kündigung des Dienst-

vertrags aus wichtigem Grund i. S. v. § 626 Abs. 1 BGB durch 

die Gesellschaft verfallen auch die PSUs einer LTI-Tranche 

vollständig und entschädigungslos („Bad Leaver-Fall“). 

Als Bad Leaver-Fall gilt auch die Beendigung des Dienstver-

trags infolge einer Niederlegung des Vorstandsamtes durch 

das Vorstandsmitglied ohne wichtigen Grund i. S. v. § 626 

Abs. 1 BGB.

Im Falle eines Aktiensplits, Delistings oder einer 

umwandlungsrechtlichen oder vergleichbaren (Struktur-)

Maßnahme, welches die Rechte der Vorstandsmitglieder 

aus dem LTI durch Untergang oder Veränderung der Aktien 

beeinträchtigt, ist der Aufsichtsrat berechtigt, das VPSP oder 

die Anzahl der zugeteilten PSUs anzupassen. In derartigen 

Konstellationen kann der Aufsichtsrat mit den Vorstands-

mitgliedern auch ein vergleichbares Nachfolgeprogramm 

langfristiger variabler Vergütung vereinbaren. 

B.	Maximalvergütung  
(§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 AktG)

Die für ein Geschäftsjahr zu gewährende Gesamtvergütung 

(Summe aller für das betreffende Geschäftsjahr rechnerisch 

aufgewendeten Vergütungsbeträge einschließlich festem 

Jahresgehalt, Nebenleistungen und variablen Vergütungs-

bestandteilen) der Vorstandsmitglieder – unabhängig davon, 

ob sie in diesem Geschäftsjahr oder zu einem späteren Zeit-

punkt ausgezahlt wird – ist für die einzelnen Vorstands-

mitglieder auf einen individuellen Maximalbetrag begrenzt 

(„Maximalvergütung“). Die Maximalvergütungen betragen 

pro Jahr:

	— für den Vorstandsvorsitzenden 2.100.000 EUR brutto

	— für den stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden 

sowie die ordentlichen Vorstandsmitglieder 

1.600.000 EUR brutto

Eine über der jeweiligen Maximalvergütung liegende Ver-

gütung darf mit den Vorstandsmitgliedern weder vereinbart 

noch an diese ausgezahlt werden.

C.	 Clawback – Möglichkeiten der  
Gesellschaft, variable Vergütungs
bestandteile zurückzufordern  
(§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 6 AktG)

Sowohl die an ein Vorstandsmitglied gewährte kurzfris-

tige variable als auch die an ein Vorstandsmitglied gewährte 

langfristige variable Vergütung kann ganz oder teilweise 

zurückgefordert werden, wenn sich herausstellt, dass die 

Voraussetzungen für deren Erfüllung ganz oder teilweise 

nicht vorlagen. Der Rückforderungsmöglichkeit besteht 

auch nach einer Beendigung des Bestellungs- oder Anstel-

lungsverhältnisses. Ein Entreicherungseinwand des Vor-

standsmitglieds ist ausgeschlossen. 

Hat das Vorstandsmitglied eine Pflicht aus seinem 

Organ- und/oder Anstellungsverhältnis verletzt und ist 

dem Grunde nach zum Schadensersatz gegenüber der 

Gesellschaft verpflichtet, kann der Aufsichtsrat der Gesell-

schaft nach billigem Ermessen die Erfüllung von Vergü-

tungsansprüchen über das Festgehalt sowie über die kurz- 

und langfristige variable Vergütung ganz oder teilweise 

verweigern oder bereits durch das Vorstandsmitglied erhal-

tene Leistungen zurückfordern.
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D.	Aktienhaltevorschriften 
(Share Ownership Guidelines –  
SOGs, § 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 7 AktG)

Zur weiteren Angleichung der Interessen zwischen Vor-

stand und Aktionären sowie zur Förderung einer nachhal-

tigen und langfristigen Unternehmensentwicklung sind 

die Mitglieder des Vorstands verpflichtet, einen Mindest-

bestand an INDUS-Aktien zu halten. Der Mindestbestand 

drückt sich durch bestimmte Beträge aus, in deren Umfang 

die Vorstandsmitglieder entsprechend Aktien der Gesell-

schaft zu halten haben.

Die Höhe dieses Betrags beträgt 150 % der Brutto-

Grundvergütung für den Vorstandsvorsitzenden und 100 % 

der Brutto-Grundvergütung für den stellvertretenden Vor-

standsvorsitzenden sowie die übrigen Vorstandsmitglieder. 

Maßgeblich für die Berechnung des Erfüllens der Halte

pflicht ist die Summe aller Anschaffungskosten der vom 

Vorstandsmitglied gehaltenen INDUS-Aktien. 

Zur Erfüllung der Verpflichtungen aus den SOGs erwor-

bene INDUS-Aktien dürfen nur verkauft werden, wenn die 

jeweilige Zielgröße hierdurch nicht unterschritten wird.

Zur Erfüllung der Aktienhalteverpflichtung sind die 

Vorstandsmitglieder verpflichtet, mindestens 20 % der vari-

ablen Nettoauszahlungen aus dem STI und LTI in INDUS-

Aktien zu investieren, bis die Verpflichtung vollständig 

erfüllt ist. Darüber hinaus müssen sie keine Investitionen 

aus ihrem Privatvermögen tätigen. Änderungen des Aktien-

kurses nach dem Kauf der Aktie werden nicht berücksich-

tigt. Die Einhaltung der Aktienhalteverpflichtung ist jähr-

lich nachzuweisen.

Die Aktien sind über die gesamte Dauer der Bestel-

lung als Vorstandsmitglied zu halten. Im ersten Jahr nach 

dem Ende der Bestellung als Vorstandsmitglied dürfen 

Vorstandsmitglieder maximal 50 % der durch die zur Erfül-

lung der Aktienhalteverpflichtung erworbenen Aktien von 

INDUS veräußern.

E.	 Vergütungsbezogene 
Rechtsgeschäfte  
(§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 8 AktG)

1.	 Laufzeiten und Voraussetzungen 
der Beendigung vergütungsbezogener 
Rechtsgeschäfte, einschließlich der 
jeweiligen Kündigungsfristen (Nr. 8a)

Die erstmalige Bestellung eines Vorstandsmitglieds erfolgt 

stets für einen Dreijahreszeitraum. Dienstverträge von Vor-

standsmitgliedern enden grundsätzlich jeweils am Ende der 

angegebenen Laufzeit, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

Wird die Bestellung zum Vorstandsmitglied durch 

die Gesellschaft gemäß § 84 Abs. 4 S. 1 AktG widerrufen, 

so endet auch der Dienstvertrag. Beruht der Widerruf der 

Bestellung nicht auf einem wichtigen Grund im Sinne von 

§ 626 BGB, so endet der Dienstvertrag erst mit Ablauf einer 

Frist von zwölf Monaten zum Monatsende bzw. – sofern 

dieses Datum früher eintritt – mit Ablauf des Tages, bis zu 

dem das Vorstandsmitglied zum Mitglied des Vorstands 

der Gesellschaft bestellt war. Legt das Vorstandsmitglied 

sein Amt aus wichtigem Grund im Sinne von § 626 BGB 

vorzeitig nieder, endet der Dienstvertrag ebenfalls erst mit 

Ablauf einer Frist von zwölf Monaten zum Monatsende 

bzw. – sofern dieses Datum früher eintritt – mit Ablauf des 

Tages, bis zu dem das Vorstandsmitglied zum Mitglied des 

Vorstands der Gesellschaft bestellt war.

Die Bestellung zum Mitglied des Vorstands der Gesell-

schaft endet mit Ablauf des Monats, in dem das Vorstands-

mitglied erstmalig Anspruch auf Regelaltersruhegeld (der-

zeit mit Vollendung des 67. Lebensjahres) hat.

Im Falle der Beendigung eines Dienstvertrags werden 

dem betroffenen Vorstandsmitglied die variablen Vergü-

tungsbestandteile, die auf die Zeit bis zur Vertragsbeendi-

gung entfallen, nach den ursprünglich vereinbarten Zielen 

und nach den im Vertrag geregelten Auszahlungsmodalitä-

ten ausgezahlt.
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2.	 Entlassungsentschädigungen (Nr. 8b)

Bei einer vorzeitigen Beendigung des Dienstvertrags wird 

der Aufsichtsrat keine Zahlungen vereinbaren, die den Wert 

von zwei Jahresvergütungen und den Wert der Vergütung 

für die Restlaufzeit des Dienstvertrags übersteigen (Abfin-

dungs-Cap).

Bei der Festlegung der Jahresvergütung sind alle festen 

und variablen Vergütungsbestandteile sowie alle sonstigen 

geldwerten Vorteile anzusetzen. Es gilt das feste Jahresgehalt 

des Vertragsjahres, in dem der Dienstvertrag beendet wird. 

Die kurzfristige variable Vergütung wird – ggf. zeitanteilig – 

in der Höhe für das Geschäftsjahr, das der Beendigung des 

Dienstvertrags vorausging, angesetzt.

Wird ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot ver-

einbart, sind etwaige Abfindungen zudem auf eine gewährte 

Karenzentschädigung anzurechnen.

3.	 Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen 
(Nr. 8c)

Bei INDUS bestehen keine Ruhegehalts- oder Vorruhe-

standsregelungen.

F.	 Vorübergehende Abweichung 
vom Vergütungssystem  
(§ 87a Abs. 2 S. 2 AktG)

Der Aufsichtsrat kann vorübergehend von dem Vergütungs-

system (einschließlich Verfahren, Vergütungsstruktur und 

-höhe sowie einzelnen Vergütungsbestandteilen) abweichen 

oder neue Vergütungsbestandteile einführen, wenn dies im 

Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft 

erforderlich ist. Eine solche Abweichung kann insbesondere 

erforderlich werden, um auf außergewöhnliche Umstände 

wie schwere Wirtschaftskrisen, erhebliche Veränderungen 

der gesellschaftlichen, regulatorischen oder wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen, Naturkatastrophen oder ähnli-

che Sachverhalte angemessen zu reagieren.

Eine Abweichung vom Vergütungssystem ist nur 

durch einen entsprechenden Beschluss des Aufsichtsrats 

auf Vorschlag des Personalausschusses möglich. In diesem 

Beschluss sind die außergewöhnlichen Umstände sowie die 

Notwendigkeit der Abweichung nachvollziehbar darzule-

gen. Der Aufsichtsrat wird eine solche Abweichung sowie 

deren Gründe im Vergütungsbericht transparent offenlegen.

G.	Begrenzung variabler Vergütungs-
bestandteile (§ 87 Abs. 1 S. 3 AktG) 
und Herabsetzung von Bezügen 
(§ 87 Abs. 2 AktG)

Die variablen Vergütungsbestandteile sind jeweils durch 

den  vereinbarten Cap begrenzt. Der Aufsichtsrat kann  da- 

rüber hinaus für den Fall, dass sich die Lage der Gesellschaft 

nach der Festsetzung der Bezüge so verschlechtert, dass die 

Weitergewährung der Bezüge für die Gesellschaft unbil-

lig wäre, kraft Gesetzes die Bezüge auf angemessene Höhe 

herabsetzen (§ 87 Abs. 2 AktG).
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V.	 Offenlegung
INDUS veröffentlicht die Vorstandsvergütung jährlich im 

gesetzlich vorgeschriebenen Vergütungsbericht.
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